


vorlegen. Der Antrag, in dem die erste Zeit 
der Regierungsbeteiligung der LINKEN im 
Land Brandenburg zur Sprache kam, wurde 
kontrovers diskutiert. Am Ende wurde dieser 
nach kleineren Änderungen mit deutlicher 
Mehrheit verabschiedet. Damit gaben die 
Delegierten ihren Vertretern im Parlament 
und der Landesregierung wesentliche in-
haltliche Schwerpunkte für die nächste Zeit 
vor.

Im medialen Mittelpunkt stand nach den 
Stasi-Enthüllungen in der Landtagsfraktion 
der Umgang mit der eigenen  Vergangen-
heit. Als Konsequenz wurde ein Beschluss 
gefasst, der die Mitglieder vor Kandidaturen 
zur Offenlegung von früheren Stasi-Ver-
strickungen und politischen Biografien aus 
DDR-Zeiten verpflichtet. Für den Antrag vo-
tierte die große Mehrheit.

In den letzten zwei Jahren eilte DIE LINKE 
von Wahlerfolg zu Wahlerfolg und am Ende 
stand eine rot-rote Regierung in Branden-
burg. Anfang März trafen sich die 150 De-
legierten zum Landesparteitag in Potsdam 
– der erste Parteitag seit der Regierungs-
beteiligung. Die Delegierten hatten die Auf-
gabe sich über die bisherige Arbeit der Rot-
Roten Landesregierung zu verständigen und 
einen neuen Landesvorstand zu wählen. 
Während es bei den Debatten oft lebhaft 
und teilweise hitzig zur Sache ging, gab es 
bei den Wahlen zum Landesvorsitz wenige 
Überraschungen: Thomas Nord wurde mit 
77,69% der Stimmen im Amt bestätigt. 

Bei den inhaltlichen Debatten ging es bei-
spielsweise um die Trennung von Amt und 
Mandat. Dazu soll der neue Landesvorstand 
in seiner Amtszeit eine Satzungsregelung 
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sondern sie ist ein Teil von ihr, darum muss 
für ihre Mitglieder und Beschäftigten gelten, 
was für andere Mitglieder der Gesellschaft in 
einem Rechtsstaat auch gilt. Runde Tische, 
wie nun anberaumt, können dafür aus unse-
rer Sicht nur ein Anfang sein. Ein Ersatz für 
Rechtsstaatlichkeit dürfen sie aber nicht wer-
den. DIE LINKE fordert darum, endlich ein 
Kindesschutzgesetz auf den Weg zu bringen, 
dass nicht nach Kassenlage ausgestaltet wird, 
sondern danach, was die Gesellschaft für den 
Schutz von Kindern an Hilfe, Unterstützung 
und Förderung vorhalten muss und die Proble-
me dieser Kinder mit Prävention und nicht mit 
mehr Kontrolle versucht zu lösen. Wir müssen 
die Kinder stark machen, damit sie wissen, 
wann sie NEIN sagen dürfen und müssen und 
wir müssen Orte schaffen und erhalten, an de-
nen sie Schutz suchen können.

Erschütternde Fälle von sexueller Gewalt 
beherrschen derzeit die öffentliche Debatte in 
Deutschland. Gewalt an Kindern – insbeson-
dere sexuelle Gewalt – ist ein Straftatbestand, 
der weder entschuldigt noch verharmlost wer-
den darf. Erziehende haben gegenüber Kindern 
und Jugendlichen Machtmissbrauch begangen. 
Machtmissbrauch, weil sie als Vertrauensper-
sonen diejenigen zu Opfern gemacht haben, 
die in Abhängigkeitsverhältnissen zu ihnen 
standen – Kinder und Jugendliche, deren Ver-
trauen missbraucht und verletzt wurde.

Insbesondere von der Kirche als Träger von 
Einrichtungen muss erwartet werden, dass sie 
sich in Bezug auf die Vorwürfe über Verge-
hen an den ihnen anvertrauten Kindern und 
Jugendlichen dem Rechtsstaat stellen und 
rechtsstaatliche Verfahren zulassen. Die Kir-
che steht nicht außerhalb der Gesellschaft, 
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Rekordneuverschuldung und der völlig falschen 
Schwerpunktsetzung der Regierung hat die LIN-
KE den Haushalt abgelehnt.
Die Gewerbesteuer zu einer Gemeinde-
wirtschaftsteuer entwickeln

Die aktuelle Haushaltslage der Kommunen 
zeigt, dass diese eine verlässliche und von kon-
junkturellen Schwankungen weniger abhängige 
Steuereinnahmequelle brauchen, um handlungs-
fähig zu bleiben. Hierzu schlägt DIE LINKE vor, 
die bestehende Gewerbesteuer weiter zu ent-
wickeln. Notwendig sind die Verbreiterung der 
Steuerbasis und die Einbeziehung bisher nicht 
gewerbesteuerpflichtiger wirtschaftlicher Betäti-
gungen. Gleichzeitig sollen die derzeit geltenden 
Freibeträge erhöht werden.
Für echtes kommunales Mitspracherecht

Anfang März hat sich die Gemeindefinanz-
kommission konstituiert. Ihr Ziel muss sein, die 
Finanzausstattung der Kommunen zu verbes-
sern. Die Arbeit dieser Kommission sollte dabei 
transparent und nachvollziehbar sein. Außerdem 
müssen insbesondere die Kommunen ihre Inte-
ressen in diesem Gremium artikulieren können. 
Rein symbolische Aktionen, wie zuletzt der Emp-
fang der kommunalen Spitzenvertreter durch die 
Kanzlerin, können kein Ersatz für echte Mitwir-
kungsrechte sein.

Organisationsreform im Bereich des  
Arbeitslosengeldes II

Union, FDP und SPD einigten sich auf eine 
Grundgesetzänderung, um die Argen verfas-
sungskonform zu machen und damit zu erhalten. 
Unter anderem auf Druck der CDU soll auch eine 
Fortschreibung und Ausweitung der Optionskom-
munen im Grundgesetz verankert werden. Der 
stellvertretende Parteivorsitzende Klaus Ernst 
warnt die SPD vor einer Zustimmung zu diesem 
„Flickenteppich der Zuständigkeiten“ und kriti-
siert die „Einigung auf dem Rücken der Erwerbs-
losen“. Die stellvertretende Parteivorsitzende 
Katja Kipping kritisiert, dass eine Ausweitung der 
Options-Kommunen „genau der falsche Weg“ sei. 
Stattdessen müsse es eine Vereinheitlichung der 
Zuständigkeiten für Langzeitarbeitslose geben. 
Bundesregierung zerstört die Gesellschaft

In der Generaldebatte über den Haushaltsetat 
der Bundeskanzlerin und des Kanzleramts kri-
tisierte  Gregor Gysi den erbärmlichen Zustand 
der Bundesregierung. Dass Bankmanager wie 
Ackermann auf Kosten der Steuerzahler wieder 
10 Millionen verdienen können, sei nur einer von 
vielen Skandalen. Es ist Zeit umzudenken: Weg 
von Kopfpauschale, Aufstocken und Entsolidari-
sierung. Stattdessen Bankabgabe, Bürgerversi-
cherung, Mindestlohn und öffentlich geförderte 
Beschäftigung – das sind nur einige von der 
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